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8165 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Ausschusses für Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft 

über den Beschluss des Nationalrates vom 10. Juli 2009 betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Marktordnungsgesetz 2007, das Marktordnungs-Überleitungsgesetz, das 
Pflanzenschutzmittelgesetz 1997, das Pflanzgutgesetz 1997, das Pflanzenschutzgesetz 1995 
und das Forstliche Vermehrungsgutgesetz 2002 geändert werden 
(Agrarrechtsänderungsgesetz 2009) 

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates beinhaltet in erster Linie Anpassungen an das EU-Recht; 
außerdem wurden bisherige Vollzugserfahrungen mit den jeweiligen Rechtsmaterien umgesetzt. 
Die Verordnung (EG) Nr. 73/2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen im Bereich der 
Gemeinsamen Agrarpolitik ersetzt die bisherige Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 und enthält die im 
Rahmen des Gesundheitschecks der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) vorgesehenen 
Umsetzungsmaßnahmen im Bereich der Direktzahlungen. 
Ebenso wurden die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte geändert und insbesondere Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Auslaufen der 
Milchquotenregelung vorgesehen. 
Die Ausgestaltung der inhaltlichen Spielräume erfolgt durch eine Änderung des 
Marktordnungsgesetzes 2007. Die Änderungen im Bereich der Direktzahlungen werden mit 
1. Jänner 2010 wirksam, die Mitteilung an die Europäische Kommission über die vom Mitgliedstaat 
getroffenen Umsetzungsmaßnahmen hat jedoch bereits vor dem 1. August 2009 zu erfolgen. 
Durch den vorliegenden Beschluss des Nationalrates betreffend Änderung des 
Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997 soll zwecks Umsetzung der Judikatur des EuGH eine Vorschrift über 
eine zusätzliche Voraussetzung für die vereinfachte Zulassung von Pflanzenschutzmitteln vorgesehen 
werden. 
Die Aufhebung der Ermächtigung des Bundesministers zur Erlassung einer Verordnung über die 
Gebühren in Vollziehung des Pflanzenschutzmittelgesetzes 1997 dient der Rechtsbereinigung. 
Durch den vorliegenden Beschluss des Nationalrates hinsichtlich Änderung des Pflanzgutgesetzes 1997 
sollen zwecks Umsetzung der Richtlinie 2008/90/EG Vorschriften betreffend die Umstellung der 
Zulassung von Versorgern auf eine bloße Registrierung, eine Anpassung der Sortenlisten für Obstarten, 
ein Zertifizierungsverfahren für Obstpflanzgut sowie eine Präzisierung der „amtlichen Prüfung“ 
vorgenommen werden. 
Durch den vorliegenden Beschluss des Nationalrates betreffend Änderung des Pflanzenschutzgesetzes 
1995 sollen Vorschriften für Ausführer von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen geregelten 
Gegenständen hinsichtlich der Verpflichtung zu Registrierung, Kennzeichnungs- und 
Verplombungssystemen und phytosanitären Sicherstellungen aufgenommen werden. Bei der Kontrolle 
von Verpackungsmaterial aus Holz mit Ursprung in Drittländern soll es zu einer Neuausrichtung der 
Kontrollen kommen. Die bisherigen Probenahmevorschriften sind mit der neueren Judikatur des 
Europäischen Gerichtshofes nicht mehr kongruent und sollten daher entfallen. Weiters erscheint eine 
Ergänzung der Strafbestimmung hinsichtlich der Ahndung der Einfuhr von Pflanzen und 
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Pflanzenerzeugnissen ohne gültiges Pflanzengesundheitszeugnis im Zusammenhang mit dem Schmuggel 
artenschutzrechtlich geschützter Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse angebracht. 
Der Ausschuss für Land-, Forst- und Wasserwirtschaft hat den gegenständlichen Beschluss des 
Nationalrates in seiner Sitzung am 21. Juli 2009 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Friedrich Hensler. 
An der Debatte beteiligten sich die Bundesräte Ferdinand Tiefnig, Martin Preineder, Friedrich Hensler, 
Bundesrätin Maria Mosbacher sowie mit beratender Stimme Elisabeth Kerschbaum. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Friedrich Hensler gewählt. 

Der Ausschuss für Land-, Forst- und Wasserwirtschaft stellt nach Beratung der Vorlage am 21. Juli 2009 
mit Stimmeneinhelligkeit den Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen 
Einspruch zu erheben. 

Wien, 2009 07 21 

 Friedrich Hensler Martin Preineder 
 Berichterstatter Vorsitzender 


